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Beitritt zum interkommunalen Verbund "Komm.Pakt.Net"

I. Beschlussantrag

1. Der Gemeinderat beschliel3t den Beitritt der Stadt Biberach zum interkommunalen Verbund

»Kom.Pakt.Net.“ auf Grundlage dieser Vorlage.

2. Der Gemeinderat beauftragt den Oberblrgermeister, samtliche erforderlichen Handlungen

vorzunehmen bzw. Willenserklarungen abzugeben, die im Zusammenhang mit dem nach Ziff.

2 beschlossenen Beitritt erforderlich sind. Hierzu zahlt insbesondere die Vereinbarung einer

entsprechend angepassten Anstaltssatzung unter Berlicksichtigung des Beitritts der Stadt Bi-

berach.

3. Der Gemeinderat stellt furr die Finanzierung der Beitritts- und Jahreskosten fuir das Jahr 2018

aullerplanmaRig 30.000,00 € zur Verfuigung.

Il. Begriindung

Der Bauausschuss hat am 12. Juli 2018 die Beschlussantrage zur Beschlussfassung empfohlen.

Vorbemerkung:

Die Stadt Biberach hat in den vergangenen Jahren massiv in den Ausbau eines Glasfasernetzes inves-

tiert. Dieser Ausbau erfolgte lber die e.wa riss Netze GmbH. Letztere ist zugleich Eigentlimerin der von

ihr ausgebauten Glasfasernetze. Die e.wa riss Netze GmbH hat ihr Glasfasernetz zum Netzbetrieb

derzeit an die NetCom BW GmbH verpachtet. Dies fiihrt zu einer Sondersituation, da abzustimmen ist,

ob und bejahendenfalls wie der Netzbetrieb der Glasfasernetze der e.wa riss Netze GmbH mit Ablauf
des derzeitigen Vertrages mit der NetCom BW GmbH mit etwaigen Glasfasernetzen ,,synchronisiert®
wird, die (bis dahin) im Eigentum der Stadt Biberach errichtet werden.

1. Ausgangslage

Eine schnelle Internetanbindung ist zum zentralen Standortfaktor fiir Unternehmen aber auch fir
private Haushalte und im Wettbewerb bei der Gewinnung junger qualifizierter Arbeitskrafte gewor-




den. Der Telekommunikationsmarkt ist seit 1994 liberalisiert. Der Ausbau der Breitbandinfra-
struktur erfolgt marktgetrieben nach Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten. Folglich liegen bevolke-
rungsarme Gebiete und der landliche Raum im Netzausbau zurtick. Dort wird auch kein flachen-
deckender und bedarfsgerechter Netzausbau auf absehbare Zeit stattfinden.

Der Bedarf an Bandbreite (Dateniibertragungsraten) wird weiter erheblich steigen. Dies gilt furr
den privaten wie gewerblichen Bereich in gleicher Weise. Die Fachhochschule Furtwangen geht
bezogen auf einen Zeitraum von 5 Jahren von Steigerungsraten bei Privatkunden mit dem Faktor
2,5 und bei gewerblichen Kunden mit dem Faktor 2,0 aus. Die wesentlichen Breitbandanbieter,
welche in der Initiative D 21 zusammengeschlossen sind, gehen sogar von hoheren Steigerungs-
raten aus, im mobilen Bereich wird der Faktor 10 als realistisch angesehen. Zudem fragen private
Kunden vermehrt nach Spitzeniibertragungsgeschwindigkeiten von 150 MB/s nach, um z. B. ein
gutes ,Home Entertainment” zu erhalten. Zunehmend kommen intelligente Steuerungslésungen
fir den gewerblichen und privaten Bereich auf den Markt, die hohe und stabile Bandbreiten er-
fordern. Besonders zu beachten ist dabei, dass kiinftig der Upload (Hochladen der Daten) eine
entscheidende Rolle spielen wird. Die Fernseh-/

CoaxKabel wie auch die anderen kupferbasierten Produkte wie ADSL und VDSL weisen deutliche
Schwachen beim Upload auf. Der Bedarf an hoheren Bandbreiten kann deshalb mittelfristig nur
Uber Glasfasernetze (FTTB*) gedeckt werden. Selbst in heute gut versorgten Gemeinden miissen
die Netze weiter ausgebaut werden. Der Ausbau muss dabei sukzessive erfolgen und wird zur
Daueraufgabe werden. Jedes Haus muss gleich, wie dies beim Strom und beim Wasser der Fall ist,
an das schnelle Internet angeschlossen werden. Deshalb ist auch ,,das langfristige politische Ziel
des Landes Baden-Wiirttemberg (...) die flichendeckende Verfiigbarkeit von FTTB, da diese Tech-
nologie allein in der Lage ist, fur die nachsten Jahrzehnte den zu erwartenden Bedarf an Bandbrei-
te sicher zu decken.*?

Bisher standen ,Einzelfall-Lésungen® im Vordergrund, um einen bestehenden akuten Bedarf zu
befriedigen. Bei dem angestrebten mittelfristigen Ziel einer kostengtinstigen, flachendeckenden
und funktionierenden Glasfaserinfrastruktur ist dieses Vorgehen nicht mehr angezeigt. Vielmehr
sollten die Kommunen gezielt bei allen TiefbaumaBnahmen im Gemeindegebiet eine entspre-
chende Infrastruktur mit verlegen, sofern die ErschlieBung nicht marktgetrieben erfolgt. Die Pla-
nung einzelner MaBnahmen, StraBenziige oder Ahnliches ist nicht sinnvoll, da nur durch eine
Gesamtplanung gewahrleistet wird, dass die Einzelteile der Infrastruktur sinnvoll zusammen-
wachsen konnen. Dies erfordert eine strategische Planung groRRerer Einheiten, im Idealfall des
gesamten Gemeindegebiets.

Ein interkommunales Vorgehen hat hier groRBe Vorteile, da hierdurch die Kosten deutlich redu-
ziert

und zudem hohere Fordersatze ausgeschopft werden konnen. Bei der Hohe der zu erwartenden
Investitionskosten ermoglichen geringere Fixkosten sowie bessere und erweiterte Fordermoglich-
keiten weitere Handlungsspielraume fiir die Kommunen. Das erforderliche Knowhow wird an
einer Stelle vorgehalten. Erst groRRere interkommunale Zusammenschliisse werden zum An-
sprechpartner ,auf Augenhohe“ fiir die grof3en Breitbandbetreiber.

Sofern kommunale Breitbandnetze errichtet werden, missen diese fur den Betrieb ausgeschrie-

1 FTTB: Englische Abklrzung fiir ,Fibre to the Building“ (= Glasfaser bis in das Geb&ude).
2 Stellungnahme der Clearingstelle ,Neue Medien im Landlichen Raum“ zum Themenkomplex Vectoring vom
18.02.2014



ben werden. Die Ausschreibungsverfahren sind in der Regel sehr aufwandig. Die Ausschreibung
muss nach den Vorgaben der EU-Kommission spdtestens nach 7 (bis 15) Jahren wiederholt wer-
den. Die Wahrscheinlichkeit, dass flir den Betrieb der kommunalen Netzinfrastruktur ein oder
mehrere Betreiber gefunden werden, steigt mit zunehmender NetzgroRe. In gleicher Weise steigt
die Wahrscheinlichkeit, dass die Kommunen fiir den Betrieb der kommunalen Netzinfrastruktur
Pachtentgelte erhalten, mit welchen sie ihre Breitbandnetze zumindest in Teilen refinanzieren
konnen.

2. Aktueller Stand

Ausgehend von der geschilderten Sachlage wurde am 04.11.2015 der interkommunale Verbund
Komm.Pakt.Net als kommunale Anstalt des 6ffentlichen Rechts gegriindet. Im Zuge der Geneh-
migung musste der Satzungstext nochmals geandert werden. Der Satzungstext ist inzwischen
vom Regierungsprasidium genehmigt. Mit Veréffentlichung am 01.07.2016 ist die Kommunalan-
stalt rechtsfahig.

Dem interkommunalen Verbund liegen stichwortartig folgende Uberlegungen zugrunde:

Die Gemeinden, Landkreise und Verwaltungsgemeinschaften werden Beteiligte.
e Eswird eine schlanke und kostenglinstige Organisation gewahlt mit
> einem zentralen Buro auf Ebene Gesamtverbund,
» Breitbandkoordinatoren, welche durch die beteiligten Landkreise fir ihren Bereich gestellt
werden.

e Die Initiativen sollen vorrangig von den Landkreisen, Stadten und Gemeinden ausgehen.
Dadurch wird die Ausbaugeschwindigkeit von den Kommunen unabhangig von deren aktuel-
lem Ausbaustand selbst bestimmt.

e Esist eine flexible Aufgabenteilung und Aufgabenwahrnehmung vorgesehen. Die Kommunen
kénnen Leistungen nach dem ,Baukastenprinzip“ abrufen.

e Derinterkommunale Verbund soll wenig Kapital zur Vorfinanzierung benétigen.

e Die Kommunen bleiben Eigentlimer der Netze.

e Derinterkommunale Verbund verwaltet, pachtet und verpachtet die Netze, die ihm von den
beteiligten Kommunen tbertragen werden.

e Esist eine flexible Geschaftsstelle vorgesehen, die ausgehend von einer Grundausstattung
mit der Mitgliederzahl und den Aufgaben wachst. Dadurch besteht ein geringes Fixkostenrisi-
ko sowie ein geringes Risiko von Liquiditatsengpassen in der Griindungsphase.

e DielJahresbeitrage werden nach GemeindegrofRe gestaffelt. Mit dem Jahresbeitrag ist ein um-
fassendes Dienstleistungsangebot verbunden.

e Darliberhinausgehende Leistungen werden nach klar definierten, vorher bekannten Kosten
oder HOAI-Satzen abgerechnet. Hierzu konnen von Komm.Pakt.Net Angebote fur die Kommu-
ne auf deren Name und auf deren Rechnung eingeholt werden.

e Derinterkommunale Verbund verwaltet, pachtet und verpachtet die Netze. Die Einnahmen
werden riickverteilt.

e Bessere Ergebnisse bei Netzbetriebsausschreibungen sowie beim Materialeinkauf (teilweise

eine Reduktion von 40 %).

Nach heutigem Stand zahlt die kommunale Anstalt tiber 200 Beteiligte (Stadte, Gemeinden und
Landkreise). Das Beteiligtengebiet erstreckt sich tiber die Landkreise Biberach, Ravensburg, Reut-
lingen, Freudenstadt, Alb-Donau-Kreis, Bodenseekreis, Ostalbkreis und Zollernalbkreis, Rottweil



und Tlbingen. In dieser Gebietskulisse gibt es unterschiedliche Strukturen, Versorgungslagen und
Anspruche, die alle vom interkommunalen Verbund abgedeckt und erfullt werden sollen.

3. Kosten und Finanzierung

Beim Eintritt in den interkommunalen Verbund ist einmalig eine Stammkapitaleinlage zu entrich-
ten. Diese betragt fiir Gemeinden 0,50 €/Einwohner. Bei 33.488 Einwohnern (Stand 31.12.2017) in
der Stadt Biberach sind dies 16.744 Euro.

Der Jahresbeitrag ist ebenfalls nach Einwohnerzahl gestaffelt und betragt fur die Stadt Biberach
12.500 €.

Mit dem Jahresbeitrag ist ein umfassendes ,Grundleistungspaket® verbunden, welches die Betei-
ligten in Anspruch nehmen konnen. Darin enthalten sind unter anderem allgemeine Beratungs-
leistungen zu allen Themen des Breitbandausbaus, Verhandlungen tiber Rahmenvertrage, Stan-
dardleistungsverzeichnisse, das Fiihren der Bestandskarten, Offentlichkeitsarbeit, die Vergabe des
Netzbetriebs und der Abschluss von Vertragen hierzu.

Soweit Zusatzleistungen in Anspruch genommen werden, erfolgt die Abrechnung nach definier-
ten Kostensatzen. Erganzend stellt der Landkreis Biberach weitere Breitbandkoordinatoren, wel-
che als zentrale Ansprechpartnerin fiir die Stadte- und Gemeinden zur Verfiigung stehen und die
Initiativen und Aktivitaten koordinieren.

Die erforderlichen Mittel sollen vom Gemeinderat im Haushalt bereitgestellt werden.

Die Stadtverwaltung schlagt vor, dass die Stadt Biberach Beteiligte im interkommunalen Verbund
Komm.Pakt.Net wird.

Miinsch



	SMC_BM_VOTEXT5
	Typ
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

